 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/5101150/2018

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr*** (iber die Beschwerden vom 29. November 2015 gegen die Bescheide des
*EXEAR** yom 29. Oktober 2015 zu Steuernummer ***BF1StNr1*** betreffend Umsatzsteuer
fir die Jahre 2011, 2012 und 2013 sowie Korperschaftsteuer fiir die Jahre 2011, 2012 und 2013
zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerden werden gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133
Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Im Zuge einer bei der Beschwerdefiihrerin durchgefiihrten AuBenprifung traf der Priifer in der
Niederschrift Gber die Schlussbesprechung vom 20.10.2015 und in seinem Bericht gemal} § 150
BAO vom 23.10.2015 unter anderem folgende Feststellungen betreffend die im Unternehmen
verwendeten Registrierkassen, wobei die Kassenrichtlinie 2012 auszugsweise wortlich zitiert

wurde:

Im Priifungszeitraum wurden zwei Registrierkassensysteme verwendet. Kassen der
Herstellerfirmen ***1*** ynd ***2***_Es wurde festgestellt, dass folgende

Stammdatendnderungen im Datenjournal ***1*** njcht sichtbar gemacht werden konnten:
Tischumbuchung, Preisdnderung, Tischaufruf, Preisabfrage

In der Folge wurde durch das gepriifte Unternehmen Verbindung mit dem Kassenhersteller
*EX1*** gqufgenommen, die ein ,,update” installierten. Es wurden nochmals Kassendaten
libergeben, die aus 8 ,,log-Dateien” bestand und daher auch kein in der Kassenrichtlinie
gefordertes Datenerfassungsprotokoll ist (eine Datei). Aufserdem wird auch in keiner der ,log-
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Dateien” ein Tischaufruf dargestellt, was aber in diesem System unbedingt erforderlich ist, um
liberhaupt bonieren oder zB eine Preisabfrage durchfiihren zu kénnen.

Betreffend der Fa. ***2*** wurde ebenfalls festgestellt, dass Tischaufrufe, oder auch

riickgédngig machende Vorgdnge, wie Sofortstornos, nicht im vorgelegten Journal aufscheinen.

Nach § 132 BAO sind Unterlagen, die fiir die Abgabenerhebung von Bedeutung sind,
aufzubewahren und in entsprechender Form vorzulegen. Diese Unterlagen (wie zB
Durchschriften von Rechnungsbelegen) kénnen in elektronischer Form gespeichert werden,
wenn die vollstindige, geordnete, inhaltsgleiche und urschriftgetreue Wiedergabe bis zum
Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist jederzeit gewdhrleistet ist. Soweit solche
Unterlagen nur auf Datentréigern vorliegen, entfdllt das Erfordernis der urschriftgetreuen
Wiedergabe.

Fiir den Fall, dass dauerhafte Wiedergaben erstellt werden (wenn zB Ausdrucke vorgenommen
werden, etwa bei Rechnungserstellung durch ein Kassensystem), sind diese Rechnungsdaten
auch auf Datentrégern zur Verfiigung zu stellen. Dies gilt auch fiir Aufzeichnungen, bei denen
die Abgabenbehérde die Erstellung von dauerhaften Wiedergaben verlangen kann (§ 131 Abs. 3
BAO), wie zB bei Fiihrung einer chronologischen, fortlaufenden Protokollierung der
Datenerfassung auf Datentrédgern (elektronisches Journal, Datenerfassungsprotokoll). Durch
diese Aufzeichnungen soll aufgrund der aktuellen Datenerfassung die Kontrollféhigkeit bei
SteueraufsichtsmafSnahmen bzw. Priifungen jederzeit sichergestellt werden.

Die Beschreibung der ,Einrichtung nach § 131 Abs. 2 und 3 BAO“ kann durch den
Kassenhersteller oder -programmierer erfolgen und soll insbesondere wiedergeben,

durch welche technischen und logischen Gegebenheiten die vollstédndige und richtige Erfassung
und Wiedergabe sichergestellt wird,

wie der Nachweis der vollsténdigen und richtigen Erfassung aller Geschdftsvorfdlle gefiihrt

werden kann und
zu welchem Kassentyp die Kasse gehért (siehe Abschn. 4.).

Im vorliegenden Fall handelt es sich bei beiden Systemen um eine Kasse Typ 3: Kassensysteme,
welche meistens liber ein eigenes Betriebssystem verfiigen (so genannte ,proprietdire
Kassensysteme”) und die Geschdiftsvorfdlle mittels Datenspeicherung in komplexeren
Strukturen als bloffen Summenspeichern festhalten, sowie PC-Kassen mit eigenem,
handelstiblichen Betriebssystem, die im Regelfall mittels auf Datenbanken basierender
Software die Geschdftsvorfille permanent festhalten.
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Datenerfassungsprotokoll:

Bei Einsatz von Kassen des Typs 3 mitlaufende Ereignisprotokolldatei, in der jeweils fortlaufend
chronologisch die Geschdftsvorfille und deren Grundlagen (zB Einzelleistungen, verkaufte
Produkte) dokumentiert werden. Nicht nur Geschdftsvorfdlle sondern auch andere Ereignisse
sollen mitprotokolliert werden (zB Stammdatendnderungen, Kassenladenéffnungen ua.), und es
soll durch entsprechende Formatierung das Einlesen mittels Priifsoftware und damit die
Priifbarkeit (Ubersicht iiber die Geschdftsvorfille durch einen sachverstindigen Dritten)
sichergestellt werden.

Im Regelfall handelt es sich bei Geschdftsvorfdllen im Sinn der Kassenrichtlinie 2012 daher um
Ereignisse im Geschdftsbetrieb, die mit der Ersterfassung der Auftragsposition (zB.
Bestellungseingabe im Kassensystem, Artikelscan an der Kassa, Einschalten des Taxameters)
beginnen und in deren Rahmen (iblicherweise ein geldwerter Leistungsaustausch zwischen dem
Unternehmer/Abgabepflichtigen und dem Kunden stattfindet. Aber auch Aufzeichnungen (iber
Ereignisse, die letztendlich keinen Geschdiftsvorfall bewirken, der infolge finanzieller
Auswirkungen auf das Unternehmen als Ereignis im Geschdftsprozess — in Buchfiihrung
und/oder Aufzeichnungen - zu erfassen wdre, sollen - insoweit diese Vorgdnge erfasst wurden -
aufbewahrt werden. Darunter fallen beispielsweise

nicht abgeschlossene/stornierte Geschdftsvorfille

mit einem Geschdftsvorfall zusammen hdngende bzw. vorbereitende Vorgdnge (zB nicht
abgeschlossene oder zustande gekommene Geschdftsvorfdlle, Preisabfragen, erstellte
Angebote, Reservierungen)

riickgdngig machende Vorgénge (zB nachtrdgliche Stornos, Riicklieferungen)

sonstige Vorgdnge im Geschdftsprozess, insoweit diese aus Griinden der Uberpriifung der
vollstdndigen und richtigen Erfassung aller Geschdiftsvorfdlle oder aus sonstigen fiir die
Abgabenerhebung bedeutsamen Griinden aufzeichnungs- bzw. aufbewahrungspflichtig sind.

Unter sonstigen aufzeichnungspflichtigen Vorgdngen sind Vorgénge im Geschdftsprozess zu
verstehen, die zwar grundsdtzlich nicht dazu geeignet sind, einen Geschdiftsvorfall anzustofSen
oder zu bewirken, aber aus den oa. Griinden der Uberpriifbarkeit der vollsténdigen und
richtigen Erfassung aller Geschdftsvorfille aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtig sind.
Dies sind insbesondere Vorginge (zB Ubungsbuchungen, Simulationen), die es im jeweiligen
Kassensystem bzw. sonstigen in der Richtlinie geregelten Aufzeichnungssystemen oder in damit
verbundenen vor- und nachgelagerten Systemen ermdéglichen, einzelne Geschdftsvorfdlle nicht
nachvollziehbar auflerhalb der Losungsermittlung zu erfassen bzw. als Simulation darzustellen.
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Wie eingangs erwdhnt wurden in den vorgelegten Daten bestimmte Stammdatendnderungen
nicht dargestellt. Die Ordnungsmdfigkeit gem. § 131 BAO der vorgelegten Aufzeichnungen ist
somit nicht gegeben.

Nach § 184 Abs. 3 BAO ist zu schétzen, wenn der Abgabepflichtige Blicher oder
Aufzeichnungen, die er nach den Abgabenvorschriften zu fiihren hat, nicht vorlegt oder wenn
die Biicher oder Aufzeichnungen sachlich unrichtig sind oder solche formelle Mdngel aufweisen,
die geeignet sind, die sachliche Richtigkeit der Biicher oder Aufzeichnungen in Zweifel zu ziehen.

Die Anwendung eines Sicherheitszuschlages gehért dabei zu den Elementen einer Schdtzung
(VWGH 15.9.1993, 92/13/0004, 26.11.1996, 92/14/0212). Diese Schétzungsmethode geht
davon aus, dass es bei mangelhaften Aufzeichnungen wahrscheinlich ist, dass nicht nur
nachgewiesernermafen nicht verbuchte Vorgénge, sondern auch weitere Vorgdnge nicht
aufgezeichnet wurden (VWGH 17.12.1993, 91/17/0196; 26.11.1996, 92/14/0212).

Es ist daher folgender Sicherheitszuschlag den erkldrten Umsdétzen und Gewinnen
hinzuzurechnen:

€ 4.000,- netto, davon jeweils € 2.000,- mit 10% USt bzw. mit 20% USt.

Das Finanzamt folgte (unter anderem) diesen Priiferfeststellungen und erliel? — hinsichtlich der
Jahre 2011 und 2012 unter Wiederaufnahme der Verfahren —am 29.10.2015 entsprechende
Sachbescheide betreffend Umsatz- und Korperschaftsteuer 2011 bis 2013. Daraus ergaben
sich aus den Sicherheitszuschlagen Nachforderungen an Umsatzsteuern pro Jahr in H6he von
600 € und Nachforderungen an Korperschaftsteuern pro Jahr in Héhe von 1.000 €.

Gegen diese Bescheide wurden am 29.11.2015 vom Geschéftsfihrer der Beschwerdefiihrerin
Uber FinanzOnline inhaltlich gleichlautende Beschwerden eingebracht und darin die
Aufhebung des Sicherheitszuschlages begehrt. Dieser Zuschlag resultiere aus Kassendaten,
welche ein Datenerfassungsprotokoll enthalten wiirden, das nicht den Kassenrichtlinien
entspreche. Er habe diese Kassen aber unter der Voraussetzung, dass sie den Erfordernissen
der Kassenrichtlinien entsprechen, gekauft. Beide Kassenhersteller hatten ihm dies
zugesichert. Es handle sich um ***1*** ynd ***2*** _ Kassensysteme.

Das Finanzamt wie diese Beschwerden mit Beschwerdevorentscheidungen vom 11.4.2016 ab,
und flhrte in der Begriindung aus:

In der Begriindung zur Beschwerde wird lediglich darauf hingewiesen, dass die Kassenhersteller
zugesichert hétten, dass die verwendeten Kassensysteme den Kassenrichtlinien entsprechen.
Auf die Begriindung im Priifbericht vom 20.10.2015 wird verwiesen.

Dagegen richten sich die elektronisch eingebrachten Vorlageantrdge vom 11.5.2016, in denen
ausgefuhrt wurde:
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Laut Riicksprache mit den Kassenherstellern ***2*** ynd ***1*** entsprechen die Dateien
den Kassenrichtlinien It. § 131 BAO und somit muss eine OrdnungsmdfSigkeit der vorgelegten
Daten It. § 131 BAO gegeben sein. Gerne kénnen wir ihnen auch Bestdtigungen der oben
genannten Kassenherstellern vorlegen. Nun ersuchen wir sie von einem Sicherheitszuschlag
Abstand zu nehmen. Wir bedanken uns fiir eine positive Erledigung.

Erst mit Vorlagebericht vom 30.7.2018 legte das Finanzamt die Beschwerden dem
Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor.

Nachdem die fiir Beschwerdeerledigung zustandig gewesene Richterin in den Ruhestand
getreten war, wurde aufgrund einer Verfligung des Geschaftsverteilungsausschusses des
Bundesfinanzgerichtes am 1.2.2021 die Gerichtsabteilung des erkennenden Richters zur
Erledigung (unter anderem) der gegenstandlichen Beschwerden zustandig.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Im Zuge der abgabenbehordlichen Prifung wurde festgestellt, dass im Priifungszeitraum
Registrierkassen der Firmen ) ***1***“ (¥**1*** GmpH) und ,***2%***“ (*¥**2*** 0QG)
wurden. Der Prifer hat dabei festgestellt, dass auch nach einem von der Fa. ***1%**
durchgefihrten update die Gbergebenen Kassendaten lediglich aus ,log-Dateien” bestanden.
AuBerdem wurde in keiner der ,log-Dateien” ein Tischaufruf dargestellt, was nach den
Priferfeststellungen aber in diesem System unbedingt erforderlich gewesen ware, um
Uberhaupt bonieren oder zB eine Preisabfrage durchfiihren zu kénnen. Betreffend das
Registrierkassensystem der Fa. ***2*** OG wurde ebenfalls festgestellt, dass Tischaufrufe,
oder auch riickgangig machende Vorgange, wie Sofortstornos, nicht im vorgelegten Journal
aufschienen.

Die Beschwerdefiihrerin erzielte in den Priifungsjahren folgende Umséatze: 393.774,30 €
(2011), 425.847,58 € (2012) und 320.657,01 € (2013).

2. Beweiswiirdigung

Der festgestellte Sachverhalt wurde in der Beschwerde nicht dezidiert bestritten, sondern im
Vorlageantrag ohne naheres konkretes Sachvorbringen behauptet, dass laut Rlicksprache mit
den Kassenherstellern die verwendeten Registrierkassen den Vorschriften des § 131 BAO
genligen wirden, was laut den Priiferfeststellungen jedoch nicht der Fall war. Dass die vom
Prifer konkret festgestellten Mangel tatsachlich nicht vorgelegen waren, also beispielsweise
bei den Registrierkassen der Fa. ***2*** OG Sofortstornos in den Journalen
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(Datenerfassungsprotokollen) aufgeschienen waren, wurde weder konkret behauptet noch
glaubhaft gemacht.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I.

§ 131 BAO normiert in der fiir den verfahrensgegenstandlichen Zeitraum maRgeblichen
Fassung des BGBI | Nr. 20/2009:

(1) Bucher, die gemaR den §§ 124 oder 125 zu fiihren sind oder die ohne gesetzliche
Verpflichtung gefiihrt werden, und Aufzeichnungen der in den §§ 126 bis 128 bezeichneten Art
dirfen, wenn nicht anderes gesetzlich angeordnet ist, auch im Ausland gefiihrt werden.
Derartige Biicher und Aufzeichnungen sind auf Verlangen der Abgabenbehoérde innerhalb
angemessen festzusetzender Frist in das Inland zu bringen. Den Bichern und Aufzeichnungen
zu Grunde zu legende Grundaufzeichnungen sind, wenn sie im Ausland gefilihrt werden,
innerhalb angemessener Frist in das Inland zu bringen und im Inland aufzubewahren; diese
Verpflichtung entfallt hinsichtlich jener Vorgange, die einem im Ausland gelegenen Betrieb,
einer im Ausland gelegenen Betriebsstatte oder einem im Ausland gelegenen Grundbesitz
zuzuordnen sind. Es muss gewahrleistet sein, dass auch bei Fihrung der Bicher und
Aufzeichnungen im Ausland die Erforschung der flr die Erhebung der Abgaben wesentlichen
tatsachlichen und rechtlichen Verhaltnisse ohne Erschwernisse moglich ist.

Die gemal den §§ 124 oder 125 zu fihrenden Blicher und Aufzeichnungen sowie die ohne
gesetzliche Verpflichtung geflihrten Blicher sind so zu flihren, dass sie einem sachverstandigen
Dritten innerhalb angemessener Zeit einen Uberblick iber die Geschiftsvorfille vermitteln
koénnen. Die einzelnen Geschaftsvorfalle sollen sich in ihrer Entstehung und Abwicklung
verfolgen lassen. Dabei gelten insbesondere die folgenden Vorschriften:

1. Sie sollen in einer lebenden Sprache und mit den Schriftzeichen einer solchen gefiihrt
werden. Soweit Blicher und Aufzeichnungen nicht in einer fiir den Abgabepflichtigen im
Abgabenverfahren zugelassenen Amtssprache gefiihrt werden, hat der Abgabepflichtige auf
Verlangen der Abgabenbehdrde eine beglaubigte Ubersetzung der vorgelegten Biicher,
Aufzeichnungen, hiezu gehdrige Belege sowie der Geschaftspapiere und der sonstigen
Unterlagen im Sinn des § 132 Abs. 1 beizubringen. Soweit es fir die Durchfiihrung einer
abgabenbehordlichen Prifung (§§ 147 bis 153) erforderlich ist, hat der Abgabepflichtige auf
seine Kosten fiir die Ubersetzung der eingesehenen Biicher und Aufzeichnungen in eine fiir ihn
zugelassene Amtssprache Sorge zu tragen; hiebei genligt die Beistellung eines geeigneten
Dolmetschers.

2. Die Eintragungen sollen der Zeitfolge nach geordnet, vollstandig, richtig und zeitgerecht
vorgenommen werden. Die Vornahme von Eintragungen fiir einen Kalendermonat in die fir
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Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Umsatz, Einkommen und Ertrag, ausgenommen
Abzugssteuern, zu fihrenden Blicher und Aufzeichnungen ist zeitgerecht, wenn sie spatestens
einen Monat und 15 Tage nach Ablauf des Kalendermonats erfolgt. An die Stelle des
Kalendermonats tritt das Kalendervierteljahr, wenn dieses auf Grund umsatzsteuerrechtlicher
Vorschriften flir den Abgabenpflichtigen Voranmeldungszeitraum ist. Soweit nach den §§ 124
oder 125 eine Verpflichtung zur Flihrung von Biichern besteht oder soweit ohne gesetzliche
Verpflichtung Blcher gefiihrt werden, sollen alle Bareingange und Barausgange in den Blichern
oder in den Biichern zu Grunde liegenden Grundaufzeichnungen taglich einzeln festgehalten
werden. Abgabepflichtige, die gemal § 126 Abs. 2 verpflichtet sind, ihre Betriebseinnahmen
und Betriebsausgaben aufzuzeichnen, sollen alle Bareinnahmen und Barausgaben einzeln
festhalten. Der Bundesminister fiir Finanzen kann durch Verordnung Erleichterungen bei den
Blchern und Aufzeichnungen festlegen, wenn das Festhalten der einzelnen Bareingdange und
Barausgdnge unzumutbar ware, sofern die ordnungsgemafe Ermittlung der Grundlagen der
Abgabenerhebung dadurch nicht gefahrdet wird.

3. Die Bezeichnung der Konten und Blicher soll erkennen lassen, welche Geschaftsvorgange auf
diesen Konten (in diesen Blichern) verzeichnet werden. Konten, die den Verkehr mit
Geschaftsfreunden verzeichnen, sollen die Namen und Anschriften der Geschaftsfreunde

ausweisen.

4. Soweit Blicher oder Aufzeichnungen gebunden gefiihrt werden, sollen sie nach MalRgabe der
Eintragungen Blatt fiir Blatt oder Seite fiir Seite mit fortlaufenden Zahlen versehen sein.
Werden Biicher oder Aufzeichnungen auf losen Blattern gefiihrt, so sollen diese in einem
laufend gefiihrten Verzeichnis (Kontenregister) festgehalten werden.

5. Die zu Blichern oder Aufzeichnungen gehorigen Belege sollen derart geordnet aufbewahrt
werden, daR die Uberpriifung der Eintragungen jederzeit méglich ist.

6. Die Eintragungen sollen nicht mit leicht entfernbaren Schreibmitteln erfolgen. An Stellen, die
der Regel nach zu beschreiben sind, sollen keine leeren Zwischenrdume gelassen werden. Der
urspriingliche Inhalt einer Eintragung soll nicht mittels Durchstreichens oder auf andere Weise
unleserlich gemacht werden. Es soll nicht radiert und es sollen auch solche Veranderungen
nicht vorgenommen werden, deren Beschaffenheit ungewil 1aBt, ob sie bei der urspriinglichen
Eintragung oder erst spater vorgenommen worden sind. Werden zur Fiihrung von Biichern und
Aufzeichnungen oder bei der Erfassung der Geschaftsvorfille Datentrager verwendet, sollen
Eintragungen oder Aufzeichnungen nicht in einer Weise verandert werden kdnnen, dass der
urspriingliche Inhalt nicht mehr ersichtlich ist. Eine Uberpriifung der vollstindigen, richtigen
und lickenlosen Erfassung aller Geschéftsvorfille, beispielsweise durch entsprechende
Protokollierung der Datenerfassung und nachtréglicher Anderungen, soll méglich sein.

(2) Werden die Geschaftsvorfalle maschinell festgehalten, gelten die Bestimmungen des Abs. 1

sinngemal mit der Mafigabe, dal} durch gegenseitige Verweisungen oder Buchungszeichen der
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Zusammenhang zwischen den einzelnen Buchungen sowie der Zusammenhang zwischen den
Buchungen und den Belegen klar nachgewiesen werden sollen; durch entsprechende
Einrichtungen soll der Nachweis der vollstandigen und richtigen Erfassung aller
Geschaftsvorfalle leicht und sicher gefiihrt werden kénnen und sollen Summenbildungen
nachvollziehbar sein.

(3) Zur Fihrung von Bilichern und Aufzeichnungen kdnnen Datentrager verwendet werden,
wenn die inhaltsgleiche, vollstandige und geordnete Wiedergabe bis zum Ablauf der
gesetzlichen Aufbewahrungsfrist jederzeit gewahrleistet ist; die vollstandige und richtige
Erfassung und Wiedergabe aller Geschaftsvorfalle soll durch entsprechende Einrichtungen
gesichert werden. Wer Eintragungen in dieser Form vorgenommen hat, mul§, soweit er zur
Einsichtgewahrung verpflichtet ist, auf seine Kosten innerhalb angemessener Frist diejenigen
Hilfsmittel zur Verfligung stellen, die notwendig sind, um die Unterlagen lesbar zu machen,
und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare, dauerhafte Wiedergaben beibringen.
Werden dauerhafte Wiedergaben erstellt, so sind diese auf Datentrdgern zur Verfligung zu
stellen.

§ 132 BAO, zuletzt gedndert durch BGBI | Nr. 28/1999 lautet:

(1) Bucher und Aufzeichnungen sowie die zu den Biichern und Aufzeichnungen gehdorigen
Belege sind sieben Jahre aufzubewahren; dartiber hinaus sind sie noch so lange
aufzubewahren, als sie fiir die Abgabenerhebung betreffende anhangige Verfahren von
Bedeutung sind, in denen diejenigen Parteistellung haben, fiir die auf Grund von
Abgabenvorschriften die Biicher und Aufzeichnungen zu fihren waren oder fiir die ohne
gesetzliche Verpflichtung Blicher gefiihrt wurden. Soweit Geschaftspapiere und sonstige
Unterlagen fir die Abgabenerhebung von Bedeutung sind, sollen sie sieben Jahre aufbewahrt
werden. Diese Fristen laufen fiir die Blicher und die Aufzeichnungen vom SchluB3 des
Kalenderjahres, fir das die Eintragungen in die Bicher oder Aufzeichnungen vorgenommen
worden sind, und fiir die Belege, Geschaftspapiere und sonstigen Unterlagen vom SchluR des
Kalenderjahres, auf das sie sich beziehen; bei einem vom Kalenderjahr abweichenden
Wirtschaftsjahr laufen die Fristen vom Schlul’ des Kalenderjahres, in dem das Wirtschaftsjahr
endet.

(2) Hinsichtlich der in Abs. 1 genannten Belege, Geschaftspapiere und sonstigen Unterlagen
kann die Aufbewahrung auf Datentragern geschehen, wenn die vollstéandige, geordnete,
inhaltsgleiche und urschriftgetreue Wiedergabe bis zum Ablauf der gesetzlichen
Aufbewahrungsfrist jederzeit gewdhrleistet ist. Soweit solche Unterlagen nur auf Datentragern
vorliegen, entfdllt das Erfordernis der urschriftgetreuen Wiedergabe.

(3) Wer Aufbewahrungen in Form des Abs. 2 vorgenommen hat, mul, soweit er zur
Einsichtgewadhrung verpflichtet ist, auf seine Kosten innerhalb angemessener Frist diejenigen
Hilfsmittel zur Verfiigung stellen, die notwendig sind, um die Unterlagen lesbar zu machen,
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und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare, dauerhafte Wiedergaben beibringen.
Werden dauerhafte Wiedergaben erstellt, so sind diese auf Datentragern zur Verfligung zu
stellen.

§ 184 BAO normiert:

(1) Soweit die Abgabenbehdrde die Grundlagen fir die Abgabenerhebung nicht ermitteln oder
berechnen kann, hat sie diese zu schatzen. Dabei sind alle Umstande zu beriicksichtigen, die
fr die Schatzung von Bedeutung sind.

(2) Zu schatzen ist insbesondere dann, wenn der Abgabepflichtige Gber seine Angaben keine
ausreichenden Aufklarungen zu geben vermag oder weitere Auskunft (iber Umstande
verweigert, die fur die Ermittlung der Grundlagen (Abs. 1) wesentlich sind.

(3) Zu schatzen ist ferner, wenn der Abgabepflichtige Blicher oder Aufzeichnungen, die er nach
den Abgabenvorschriften zu fihren hat, nicht vorlegt oder wenn die Blicher oder
Aufzeichnungen sachlich unrichtig sind oder solche formelle Mangel aufweisen, die geeignet
sind, die sachliche Richtigkeit der Blicher oder Aufzeichnungen in Zweifel zu ziehen.

Fir die Beurteilung der OrdnungsmaRigkeit der Losungsermittlung durch Registrierkassen und
Kassensysteme sind fir den beschwerdegegenstandlichen Zeitraum — unabhangig von der
Kassenrichtlinie des BMF vom 28.12.2011, BMF-010102/0007-1V/2/2011 — die in den §§ 131
und 132 BAO festgelegten Grundsatze der Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten bei der
Flihrung von Blchern, Aufzeichnungen und der Erfassung von Geschaftsvorfallen maligebend.
Die Kassenrichtlinie 2012 diente lediglich dazu, Fragestellungen zu beantworten, die aufgrund
der fortschreitenden technischen Entwicklung bei Registrierkassen und Kassensystemen und
der gesetzlichen Anderungen bei den Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten vermehrt
auftraten. Eine normative Anordnung traf der Bundesminister fir Finanzen in diesem
Zusammenhang erst mit der Registrierkassensicherheitsverordnung RKSV, BGBI Il Nr.
410/2015, die aber erst am 1.4.2017 (§ 25 Abs. 1 RKSV) bzw. teilweise mit 1.1.2016 (§ 25 Abs. 2
RKSV) und 1.7.2016 (§ 25 Abs. 3 RKSV) in Kraft trat und auf den vorliegenden Fall betreffend
die Veranlagungsjahre 2011 bis 2013 daher nicht anzuwenden ist.

Im gegenstandlichen Fall wurden von der Beschwerdefiihrerin nach den unwidersprochen
gebliebenen Feststellungen des Priifers Kassen verwendet, die mit eigener Software die
laufenden Geschaftsvorfalle permanent in einem Datenerfassungsprotokoll festhalten sollen.
In dieser Ereignisprotokolldatei sollen fortlaufend chronologisch die Geschaftsvorfalle und
deren Grundlagen dokumentiert werden. § 131 Abs. 1 Z 6 BAO fordert in diesem
Zusammenhang, dass eine Uberpriifung der vollstindigen, richtigen und liickenlosen Erfassung
aller Geschaftsvorfalle moglich sein soll. Um dies zu gewahrleisten, sind aber nicht nur die
einzelnen Barumsatze zu erfassen, sondern auch Stornobuchungen. Dazu hat der Priifer
festgestellt, dass beim Kassenmodell der Fa. ***2*** QG solche Sofortstornos nicht im
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vorgelegten Journal (Datenerfassungsprotokoll) aufgeschienen sind. Bei beiden
Kassenmodellen waren auBerdem sogenannten ,Tischaufrufe” nicht im
Datenerfassungsprotokoll erfasst. Im Ubrigen stellten die dem Priifer libergebenen
Kassendaten kein Datenerfassungsprotokoll im Sinne einer Datei dar, sondern wurden auch
nach dem vorgenommenen Update bei den Kassen der Fa. ***1*** nur ,log-Dateien”
Ubergeben (Anmerkung: eine Log-Datei ist eine Datei, in der IT-Systeme Ereignisse eintragen
und protokollieren. Die Datei soll helfen, bestimmte Vorgdange nachzuvollziehen. In der Regel
sind Log-Dateien textbasiert, verwenden Zeichenkodierungen wie ASCIl und sind mit beliebigen
Texteditoren aufrufbar und lesbar). Den Anforderungen an ein Datenerfassungsprotokoll
werden diese Dateien aber nach den Priferfeststellungen nicht gerecht. Es wurde auch nicht
konkret dargetan, dass entgegen der Feststellung des Priifers in diesen Dateien Tischaufrufe
dargestellt worden waren, was aber nach den getroffenen Feststellungen notwendig gewesen
ware, um Uberhaupt bonieren oder eine Preisabfrage durchfiihren zu kénnen.

Insgesamt gesehen lag damit keine vollstandige, richtige und llickenlose Erfassung aller
Geschaftsvorfalle im Sinne des § 131 Abs. 1 Z 6 BAO vor, weshalb von formellen Mangel im
Sinne des § 184 Abs. 3 BAO auszugehen war, die geeignet waren, die sachliche Richtigkeit der
Aufzeichnungen in Zweifel zu ziehen und die damit zu einer Schatzung berechtigten.

Die Anwendung eines Sicherheitszuschlages gehoért zu den Elementen einer Schatzung. Diese
Schatzungsmethode geht davon aus, dass es bei mangelhaften Aufzeichnungen wahrscheinlich
ist, dass nicht nur nachgewiesenermalfien nicht verbuchte Vorgange, sondern auch weitere
Vorgénge nicht aufgezeichnet wurden (Ritz, BAO®, § 184 Tz 18 mit zahlreichen
Judikaturnachweisen).

Im Hinblick auf die in den Prifungsjahren erklarten Umsatze von 393.774,30 € (2011),
425.847,58 € (2012) und 320.657,01 € (2013) war die Zuschatzung in Form eines
Sicherheitszuschlages in Hohe von lediglich 4.000 € netto pro Jahr an der unteren Grenze
bemessen und trug auch dem Gesichtspunkt ausreichend Rechnung, dass die
Beschwerdefiihrerin Kassensysteme in der Annahme erworben hatte, dass diese den
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungsvorschriften der §§ 131 und 132 BAO geniigen. Die
abgabenrechtliche Verantwortung fir die Beachtung dieser Vorschriften trifft stets den
Abgabepflichtigen bzw. seinen gesetzlichen Vertreter und kann im Abgabenverfahren nicht auf
Dritte (hier: die Lieferfirmen der Registrierkassen) Uberwalzt werden. Die fir die
verfahrensgegenstindlichen Jahre festgesetzten Sicherheitszuschldge liegen im Ubrigen
deutlich unter jenen, die aufgrund fortgesetzter Mangel in den Aufzeichnungen nach
Durchflihrung einer Betriebspriifung betreffend die Folgejahre 2014 bis 2016 festgesetzt

wurden.

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
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3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Eine solche Rechtsfrage war im

gegenstandlichen Fall nicht zu klaren.

Linz, am 28. September 2021

11 von 11



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I.
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




